Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Unterhaltsregelung bei Platzierung einer minderjährigen Tochter

Problem- und Fragestellung

Der geschilderte Fall ist sehr komplex und mit einer umfangreichen Vorgeschichte belastet. Zur besseren Kenntnis der Situation müssten 

· die Akten des Scheidungsverfahrens, welches zur Zuteilung der elterlichen Sorge an den Vater, welcher seine beiden Töchter und seine eigene Ehefrau sexuell missbraucht haben soll, geführt hat, 

· die Akten der Beistandschaft über die mittlerweile erwachsenen Kinder und die in diesem Rahmen gewonnenen Erkenntnisse und veranlassten Massnahmen zum Schutz der Kinder (ev. Therapien, Abklärungen) sowie die Berichte zu den IV-Heimbetreuungen, namentlich auch zu dortigen Therapiemassnahmen oder besondern Betreuungskonzepten

· die Strafakten zum Verfahren gegen den Vater und die Vertretung der geschädigten Kinder

beigezogen werden. Aufgrund der geschilderten Situation ist eine verlässliche Aussage zur Eignung der anvisierten sozialarbeiterischen Strategie (die 17-jährige Tochter soll ausserhalb der Heimaufenthalte, d.h. während Wochenenden, Ferien, Feiertagen etc. der Mutter anvertraut werden) nicht möglich. Zu den grundsätzlich aufgeworfenen Fragen können dagegen Aussagen gemacht werden.

Erwägungen

1. Wenn die Gemeinde eine Obhutsentziehung verfügt (Art. 310 ZGB), muss dann die Gemeinde den Elternbeitrag für das Schulheim vorfinanzieren und irgendwie beim Vater eintreiben?
Grundsätzlich stellt sich natürlich die Frage, weshalb unter den gegebenen Umständen dem Vater das Sorgerecht belassen und ihm nur die Obhut entzogen werden soll. Angebracht wäre vermutlich eine Entziehung der elterlichen Sorge nach Art. 311 oder 312 ZGB. Damit wäre der Vormund/die Vormundin befugt, die Fremdunterbringung zu verfügen (Art. 405 ZGB), sofern es sich nicht um eine FFE handelt, welche in den Zuständigkeitsbereich der Vormundschaftsbehörde fällt (Art. 405a ZGB). Welches vormundschaftliche Organ auch immer verfügt (Vormund oder Vormundschaftsbehörde) sind die Fürsorgebehörden an diesen Entscheid gebunden, weil die autoritative Fremdunterbringung – abgesehen von hier nicht zur Diskussion stehenden Tatbeständen des Straf- und Polizeirechts – gestützt auf das Bundeszivilrecht allein Sache der vormundschaftlichen Organe ist (Art. 310, 405a ZGB), allenfalls des Scheidungsgerichts (Art. 315a ZGB). Eine Zustimmung der Fürsorgebehörde ist weder nötig noch zulässig (BGE 66 I 35). Das bedeutet nicht, dass die Fürsorgebehörden auch sach- oder sinnwidrige Entscheide der Vormundschaftsbehörde zu finanzieren hätten, weil die VB in sinngemässer Anwendung des Verhältnismässigkeitsgrundsatzes dem Prinzip verpflichtet sind „so billig wie möglich, so teuer wie nötig (Hegnauer, ZVW 1996 S. 42 Ziff. 3). Dementsprechend wird den Fürsorgebehörden ein Anhörungsrecht bei der Wahl geeigneter Platzierungsmöglichkeiten zugestanden, das sie allerdings innert nützlicher Frist wahren müssen und nur dann vorgängig beanspruchen können, wenn das Kindeswohl dadurch nicht beeinträchtigt wird (Hegnauer, a.a.O., S. 43). Sind Fürsorge- und Vormundschaftsbehörde des selben Gemeinwesens betroffen, hat die Fürsorgebehörde allerdings keine Rechtsmittel gegen die Entscheide der VB, d.h. muss die aus der Platzierung entstehenden Kosten bezahlen (Hegnauer, a.a.O., Ziff. 6 und 7).

Mit der Obhutsentziehung geht das Obhutsrecht auf die Vormundschaftsbehörde über (BGE 128 III 9, ZVW 2002 S. 62 ff. Nr. 2). Damit wird sie verantwortlich, das Kind an geeignetem Ort unterzubringen. Sie wird damit zum Vertragspartner von Pflegeeltern und Heimen und damit zum Schuldner für Platzierungskosten. Damit geht aber auch der Anspruch des bisher obhutsberechtigten Elternteils auf Unterhaltsbeiträge für das Kind auf das Gemeinwesen über (Art. 289 Abs. 2 ZGB). Was im vorliegenden Fall bisher von der Mutter an den Vater bezahlt wurde, muss künftig von der Mutter an das Gemeinwesen bezahlt werden.


2. Wie sieht es mit Kleider, Taschengeldkosten usw. aus)? Kann ich die Kosten für R (Wochenendaufenthalt bei Mutter oder Pflegefamilie, Kleider, Krankenkasse usw.) beim Sozialamt geltend machen und wird das Sozialamt die Zahlungspflicht mit dem Vater regeln?
Ja. Die Leistungen richten sich nach kantonalem Sozialhilferecht. Kann sich das Sozialamt mit dem Vater nicht einigen, muss es gegen ihn Klage erheben (Art. 134 Abs. 3, 279 ZGB).


3. Die Mutter bezahlt Alimente. Hat sie Anspruch auf einen finanziellen Beitrag, wenn sie das Kind zu sich nimmt, da sie ja Alimente zahlt und kein Sorgerecht hat.
Der vom Gericht seinerzeit festgelegte Unterhaltsbeitrag der Mutter richtete sich nach den Bedürfnissen des Kindes sowie der Lebenstellung und Leistungsfähigkeit der Eltern, dem Vermögen und den Einkünften des Kindes und dem Anteil an Betreuung, den die Mutter erbrachte (Art. 285 Abs. 1 ZGB). Wenn sich ihr Betreuungsanteil nachträglich massgeblich erhöht, so hat sie Anspruch auf Reduktion ihres Unterhaltsbeitrages. Sie kann dies gestützt auf Art. 134 ZGB (Veränderung der Verhältnisse) und Art. 285 ZGB (Bemessungskriterien) geltend machen.

4. Vertretung des Kindes
Es sei zusätzlich und mit Nachdruck darauf hingewiesen, dass das geschädigte Kind Anspruch auf Opferhilfe geltend machen kann und seiner Vertretung im Strafverfahren gegen den Vater unbedingt die nötige Beachtung geschenkt werden sollte.
HSA Luzern

Kurt Affolter, Dozent/Projektleiter

5. August 2002
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